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Ausschließliche Zu- und Ausfahrt

Sichtfeld: Von allen sichtbehindernden Gegenständen freizuhalten, die mehr als 0,80m über
die Fahrbahnoberkante hinausragt

A Freiflächen gem. Zif. 2.5.1
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0,6 bezogen auf die Fläche des Sondergebietes

1,6 bezogen auf die Fläche des Sondergebietes

Entwicklung artenreiche Gras-Krautsäume

Private Quartiersgrünfläche, Entwicklung gem. text. Festsetzungen Zif. 2.5.5

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen

Parkplatz, privat für Wohnnutzung

Laubgehölzbestand - zu erhalten

Laubbaum - zu erhalten

Kletterpflanzen gem. Pflanzliste 2.5.6.5 an den Fassaden, außerhalb von Fassadenöffnungen und
Werbeanlagen

Laubbaum 1. Wuchsordnung - zu pflanzen gem. Pflanzliste 2.5.6.1

Laubbaum 1.- oder 2. Wuchsordnung - zu pflanzen gem. Pflanzliste 2.5.6.1 und 2.5.6.2

2-reihige Laubhecke - zu pflanzen oder zu ergänzen gem. Pflanzliste 2.5.6.4

Obstbaum-Hochstamm - zu pflanzen gem. Pflanzliste 2.5.6.3
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Baugrenze

Straßenbegrenzungslinie

Abstandsflächen gem. Art. 6 BayBO sind einzuhalten

Straßenverkehrsfläche, öffentlich

Schutzbedürftige Aufenthaltsräume
nach DIN 4109

Überwiegend zum Schlafen genutzte,
schutzbedürftige Aufenthaltsräume
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Sondergebiet mit Zweckbestimmung "Einzelhandel und Wohnen"

Wandhöhe max. zulässig, hier 315,5 m ü.NN (siehe jeweils Eintrag Planzeichnung)

Wegerecht zugunsten Dritter

Freiflächengestaltungsplan ist zur Genehmigungsplanung
für die Flächen A+B+C vorzulegen, abzustimmen und je nach Baufortschritt umzusetzen.
Im Rahmen des FFG sind die Leitungssituationen detailliert zu überprüfen und die Lage der
Baumstandorte bei Bedarf anzupassen.

181/2

300

Bestehende Gebäude

Bestehende Grundstücksgrenze

Abzubrechende Gebäude

Flurnummer, hier 181/2

Erdberührter Bereich

Bodendenkmal

festgesetztes Überschwemmungsgebiet; Sofern angrenzende Gebäudeteile tiefer liegen oder das
bestehende Gelände abgetragen wird, ist dies zu berücksichtigen und eine hochwasserangepasste
Baueise ist erforderlich; zu berücksichtigender Wasserspiegel 299,10 m ü.NN

Abwasserleitung öffentlich

Leitungsrecht zu Gunsten der Stadt Passau
mit Schutzstreifen von 2,0m beidseitig der Leitung, von Bebauung und Baumpflanzungen freizuhalten

Höhenlinien, hier 300,0 ü.NN

erforderliche Maßnahmen zum Schallschutz, siehe Nr. 2.9

Schallschutzwand, Höhe 3,00m (Lärmschutz Parkplatz)
auf die bestehenden Ver- und Entsorgungsleitungen ist bei der Bauausführung zu achten

PLANLICHE FESTSETZUNGEN

1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung

1.5 Sonstige Festsetzungen durch Planzeichen

Schema-Schnitt 1-1

Schema-Schnitt 2-2

1.4 Grünordnerische Festsetzungen

Ebene >/= 305,5 m ü.NN

Ebene < 305,5 m ü.NN

1.2 Baulinien, Baugrenzen

1.3 Verkehrsflächen

2.9. Festsetzungen zum Schallschutz
 
2.9.1                 Maßnahmen zum Schutz vor einwirkendem Gewerbelärm
                        
                        Grundrissorientierung
                        In den mit Planzeichen _____________ gekennzeichneten Fassaden sind zu öffnende Fenster von
                        schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen im Sinne der DIN 4109 unzulässig.
 
                        Ausnahmen hiervon sind nur dann zulässig, wenn im Rahmen eines Einzelgenehmigungsverfahrens
                        der qualifizierte Nachweis erbracht werden kann, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für 
                        ein Mischgebiet von 60/45 dB(A) tags/nachts mithilfe geeigneter aktiver und/oder baulicher Schall-
                        schutzmaßnahmen (z.B. eingezogene oder verglaste Loggien, Prallscheiben, Schallschutzerker,
                        Gebäuderücksprünge, Vorhangfassaden, etc.) 0,5m vor dem geöffneten Fenster eines schutz-
                        bedürftigen Aufenthaltsraums nach DIN 4109 eingehalten werden. Der Nachweis ist von einer nach 
                        § 29b BImSchG auf dem Gebiet des Immissionsschutzes bekannt gegebenen Messstelle zu führen.

2.9.2                 Maßnahmen zum Schutz vor einwirkendem Verkehrslärm
                        
                        Grundrissorientierung
                        In den mit Planzeichen _____________ gekennzeichneten Fassaden(abschnitten) dürfen keine Fenster
                        zu liegen kommen, die zur Belüftung von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen nach DIN 4109
                        notwendig sind. Ausnahmen hiervon sind nur dann zulässig, wenn:
 
                        a) der jeweils betroffene Aufenthaltsraum über eine geeignete Außenwandöffnung (z.B. Fenster, Tür)
                        im Schallschatten des eigenen Gebäudes (z.B. eingezogener Balkon, teilumbauter Balkon, vorspringende
                        Gebäudefassade) belüftet werden kann, oder
 
                        b) vor den jeweils betroffenen Außenwandöffnungen schalldämmende Vorbauten (z.B. verglaste
                        Loggien, Prallscheiben, Laubengänge, Schiebeläden für Schlafzimmer, kalte Wintergärten, etc.),
                        besondere Fensterkonstruktionen oder schalltechnisch gleichwertige Konstruktionen errichtet werden,
                        oder
 
                        c) der jeweils betroffene Aufenthaltsraum mit einer zentralen oder dezentralen, schallgedämmten,
                        fensterunabhängigen Lüftungsanlage ausgestattet wird. Deren Betrieb darf im bestimmungsgemäßen
                        Betriebszustand (Nennlüftung) einen Eigengeräuschpegel von 30 dB(A) im Rauminneren (bezogen auf
                        eine äquivalente Absorptionsfläche A=10m²) nicht überschreiten und muss auch bei vollständig
                        geschlossenen Fenstern eine Raumbelüftung mit ausreichender Luftwechselzahl ermöglichen.
  
                        Voraussetzung für eine Anwendung der Ausnahmen nach a) bis b) ist die nachweisliche Einhaltung
                        des tagsüber zulässigen Immissionsgrenzwerts IGWMI, Tag = 64 dB(A) bzw. des nachts zulässigen
                        Orientierungswerts ORWMI, Nacht = 50 dB(A) im Freien vor dem geöffneten Fenster eines nach 
                        DIN 4109 schutzbedürftigen Aufenthaltsraums.
 
                        Bei Büroräumen (gewerbliche Nutzung im Mischgebiet) ist eine zentrale oder dezentrale Lüftungs-
                        anlage grundsätzlich als passive Schallschutzmaßnahme zulässig.

                        Schutzbedürftige Außenwohnbereiche
                        Dem Wohnen zugeordnete, schutzbedürftige Freibereiche (Terrassen, Balkone, Dachterrassen,
                        Loggien, etc.) die im Anschluss an die mit Planzeichen _____________ gekennzeichneten
                        Fassaden(abschnitte) entstehen, sind durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen (z.B. erhöhte,
                        geschlossen ausgeführte Brüstungen, verschiebbare Glaselemente) abzuschirmen. Pro 10 m² Wohn-
                        fläche ist mindestens 1 m² schallgeschützter Freibereich (d.h. Einhaltung des tagsüber zulässigen
                        Orientierungswerts von 60 dB(A)) nachzuweisen. Ausnahmen hiervon sind nur dann zulässig, wenn
                        die jeweilige Wohnung über einen anderen, ausreichend geschützten Freibereich verfügt.

2.9.3                 Erforderliches Bau-Schalldämm-Maß
 
                        Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind
                        Vorkehrungen gemäß den Vorgaben der DIN 4109 zum Schutz vor Gewerbe- und Straßenverkehrs-
                        lärm zu treffen.
                        Außenflächen schutzbedürftiger Aufenthaltsräume müssen abhängig von der Raumart mindestens
                        das in den folgenden Abbildungen rot oder grün eingetragene (z.B. ______ ) bewertete 
                        Gesamt-Bau-Schalldämm-Maß R´w,ges nach DIN 4109:2018-01, Teil 1 erreichen.
                        Der zuerst angegebene Wert gilt für schutzbedürftige Aufenthaltsräume nach DIN 4109, der zweite
                        Wert gilt für überwiegend zum Schlafen genutzte Räume. Beide rot eingetragenen Werte gelten
                        jeweils für die gesamte Länge der jeweiligen Fassade. Der grün eingetragene Wert gilt für die
                        gesamte Länge der mit _____________ gekennzeichneten Fassade.

                        Bei Büroräumen, schutzbedürftigen Arbeitsräumen und Ähnlichem ist ein Abschlag von 5 dB
                        zulässig. Die Mindestanforderung beträgt für alle schutzbedürftigen Aufenthaltsräume
                        R´w,ges >/= 30 dB.

2.1 Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 9 Bau GB)
 
2.1.1                 Festgesetzt wird ein sonstiges Sondergebiet gem. § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung
                        „Einzelhandel und Wohnen“.
                         
2.1.2                 Zulässig sind:
 
                        a) In der Ebene Erdgeschoss:
                           - großflächige Verbrauchermärkte für Lebensmittel und Getränke mit den üblichen 
                             Randsortimenten mit einer max. Verkaufsfläche von jeweils 1.400m²
                           - weitere Märkte mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten
                             (Sortimentsliste Passau - gem. Zif. 6.1), Sanitätsbedarf und Küchen in einer Größenordnung von
                             jeweils max. 700m² Verkaufsfläche
                           - nicht störende Dienstleistungsbetriebe wie Büros, Artzpraxen, Verwaltungen 
                             und Café/Bistro/Gastro
                           - die einzelnen Einheiten sind unabhänig von den großflächigen Verbrauchermärkten mit eigenem
                             Eingang und Funktionsbereich zu betreiben
 
                        b) In der Ebene 1.Obergeschoss und darüberliegende Ebenen:
                           - Wohnen
                           - nicht störende Dienstleistungsbetriebe wie Büros, Artzpraxen, Verwaltungen;
                             jedoch kein Einzelhandel
                           - Betriebe des Beherbergungsgewerbes können ausnahmsweise zugelassen werden
                           - sonstige nicht störende Gewerbebetriebe können ausnahmsweise zugelassen werden
                           - Anlagen für Verwaltung können ausnahmsweise zugelassen werden
 
                        c) Die Betriebsform "Einkaufszentren" ist auf sämtlichen Ebenen nicht zulässig 
                            Vergügungsstätten sind unzulässig.

 
2.2 Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
  
2.2.1                 Das zulässige Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus der maximal zulässigen
                        Wandhöhe ü. NN und der maximal zulässigen Grundfläche.
                        Die zulässige GFZ darf jedoch nicht überschritten werden.
  
2.2.2                 Die als Höhenfestsetzung gewählte Wandhöhe definiert sich wie folgt:
                        Wandhöhe ist der Schnittpunkt der gedachten oder vorhandenen Verlängerung der traufseitigen
                        Außenseite der Außenwand mit der Oberfläche der Dachhaut. Im Falle eines Flachdaches ist
                        die Wandhöhe der Schnittpunkt der gedachten oder vorhandenen Verlängerung der Außenseite 
                        der Außenwand mit der Oberkante der Attika.
                        Absturzsicherungen von Balkonen und Dachterrassen zählen nicht zur Außenwand. 
                        Alle Wandhöhen sind mit einer Maximalhöhe über NN definiert. Es gilt Art. 6 BayBO.
 
2.2.3                 Die festgesetzte GRZ kann durch die Grundfläche von 
                        1. Anlagen gem. Zif. 2.3.3 bis zu einer GRZ max von 0,8
                        2. Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4, Satz 1, samt Anlagen gem. 1. bis zu einer GRZ max von 0,8
                        überschritten werden.

2.2.4                 Weil auf Flur-Nr. 284/1 eine entsprechend höherer Grünanteil und ökologische Aufwertung
                        nachgewiesen wird, kann die festgesetzte GRZ durch die Grundfläche von 
                        1. Anlagen gem. Zif. 2.3.3 bis zu einer GRZ max von 0,9
                        2. Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4, Satz 1, samt Anlagen gem. 1. bis zu einer GRZ max von 0,9
                        überschritten werden.

 
2.3 Überbaubare Grundstücksflächen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
   
2.3.1                 Die überbaubaren Flächen werden durch Baulinien und Baugrenzen festgesetzt.
  
2.3.2                 Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind nur innerhalb der Umgrenzungslinie Nebenanlagen,
                        Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen zulässig.
 
2.3.3                 Bauräume dürfen durch Terrassen, Balkone, Überdachungen, Lichtschächte, Treppenanlagen
                        überschritten werden; jedoch nicht durch Fluchttreppenhäuser

  
2.4 Stellplätze und Garagen (§9 Abs. 1 Nr. 4+22 BauGB)
  
2.4.1                 Parkgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.
                        Oberirdische Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig, jedoch nicht
                        auf Flächen mit Pflanzgebot und Freiflächen nach 2.5.1.
 
2.4.2                 Überdachungen der Tiefgaragen Ein- und Ausfahrten sind zulässig.
 
2.4.3                 Tiefgaragen sind nur zulässig, soweit keine Beeinträchtigung von Bodendenkmälern erfolgt.
                        Hochwasserangepasste Bauweise ist zu beachten.

2.5 Grünordnung
  
2.5.1                 Fläche A - die Flächen, die nicht für Zufahrten und Zugänge oder sonstige Nebenanlagen dienen, sind
                        als Grünflächen (Gehölze, Wiesen- und Rasenflächen, Stauden- und Bodendeckerpflanzung) auszubilden. 
                        Verwendung von insektenfördernden Pflanzen, bevorzugt heimische Arten. Schotter- und Kiesflächen
                        sowie Rindenmulchflächen mit unterliegender Folie sind nicht zulässig. Grünstreifen entlang der
                        öffentlichen Gehwege und Straßen sind an geeigneten Stellen als blüten- und artenreiche Säume mit 
                        Regiosaatgut zu entwickeln und extensiv zu pflegen.
                        Entsprechend der Planzeichnung sind im mittigen Parkplatz 5 Laubbäume 2. Wuchsordnung der
                        Pflanzliste 2.5.6.2 zu pflanzen. Entsprechend der FLL-RL Baumpflanzungen Teil 2 muss der durch-
                        wurzelbare Raum mind. 12m³ betragen, sofern dies unter den Anforderungen des Bodendenkmal-
                        schutzes durchführbar ist. Jeder Baumstandort ist mit einm Bewässerungs- und Belüftungssystem
                        auszuführen.
 
2.5.2                 Die beiden Laubbäume auf der westlichen Böschung am bestehenden Einkaufsparkplatz sind gemäß
                        Planzeichnung zu erhalten. 
 
2.5.3                 Pflanzung Laubbaumreihe entlang der Kapuziner/Wiener Straße
                        Entsprechend der Planzeichnung sind mind. 13 Laubbäume 1. Wuchsordnung der Pflanzliste
                        Nr. 2.5.6.1 zu pflanzen, wobei an den 2 westlichsten Baumstandorten in Fläche A und an den
                        5 Standorten in Fläche C nur Winterlinden (Tilia cordata, keine Sorten) zu pflanzen sind.
                        In Fläche B sind bei ausreichendem Platz entlang der Wiener Straße ebenfalls Winterlinden
                        (Tilia cordata) zu verwenden. Die im Bebauungs- und Grünordnungsplan dargestellten Baumstandorte
                        können verschoben werden. Es sind für eine gute Wuchsleistung ausreichend große Baumgruben mit
                        geeignetem Pflanzsubstrat auszubilden. Durchwurzelbarer Raum und Ausführung wie in
                        Festsetzungen 2.5.1. Die schmale Laubhecke entlang der Wiener Straße ist zur
                        Abschirmung zu erhalten.
 
2.5.4                 Fläche B - Begrünung Anwohnerparkplatz
                        Entsprechend der Planzeichnung sind mind. 8 Laubbäume 1. und/oder 2. Wuchsordnung der
                        Pflanzlisten Nrn. 2.5.6.1 bzw. 2.5.6.2 zu pflanzen, wobei bei ausreichendem Platz entlang der
                        Wiener Straße Winterlinden (Tilia cordata, keine Sorten) zu verwenden sind. Durchwurzelbarer
                        Raum und Ausführung wie in Festsetzungen 2.5.1. Außerdem 2-reihige Laubhecken gemäß Pflanzliste
                        Nr. 2.5.6.4 neu zu pflanzen bzw. entlang der Johann-Berger-Straße zu ergänzen. Die im Bebauungs- 
                        und Grünordnungsplan dargestellten Baumstandorte können verschoben werden.
                        Die Grünstreifen zwischen den Parkplatzreihen sind zudem als Mulden für Oberflächenwasserver-
                        sickerung und als blüten- und artenreiche Säume mit Regiosaatgut anzulegen und extensiv zu pflegen.
 
2.5.5                 Fläche C - Entwicklung und Gestaltung einer privaten Quartiersgrünfläche 
                        Östlich des Anwohnerparkplatzes ist eine Quartiersgrünfläche mit guter Aufenthaltsqualität zu
                        entwickeln, die gleichzeitig als Zwischenspeicher für Starkniederschläge dienen soll. Dazu sind
                        Asphaltreste, Verdichtungen und Fremdmaterialien zu entfernen und die Fläche, soweit als möglich,
                        als flache Mulde zu gestalten. Die Grünfläche ist zur Förderung der Biologischen Vielfalt zu einer
                        artenreichen heimischen Blumenwiese mit Drusch- oder Mähgut heimischer Spenderwiesen oder mit
                        Regiosaatgut der Herkunftsregion 19 zu entwickeln und mind. 2 Hochstamm-Obstbäume gemäß
                        Pflanzliste 2.5.6.3 zu pflanzen. Die Wiese ist extensiv mit 2-3-maliger Mahd/Jahr mit Abtransport des
                        Mähgutes zu pflegen.
                        An geeigneten Stellen sind als Unterschlupfmöglichkeiten für Kleintiere wie Reptilien mehrere
                        Steinstrukturen und Holzstapel anzulegen.
                        Dabei ist die Laubhecke auf der südlichen Böschung entsprechend der Plandarstellung zu erhalten.
                        Schonende Pflegemaßnahmen dürfen außerhalb der Brutzeit der Vögel durchgeführt werden. 
                        Aufenthaltsmöglichkeiten mit Sitzbänken sind zulässig.
 
2.5.6                 Pflanzlisten
 
2.5.6.1               Laubbäume 1. Wuchsordnung, Pflanzgröße: Hochstämme (3xv, m.DB.), 
                        Alleebäume mit Kronenansatz 2,2 m. Stammumfang > 18 - 20 cm
 
                        Tilia cordata  Winterlinde
                        Tilia cordata "Greenspire"  Winterlinde "Greenspire"
                        Acer platanoides  Spitzahorn
                        Acer platanoides "Eurostar"  Spitzahorn "Eurostar"
                        Acer platanoides "Cleveland"  Spitzahorn "Cleveland"
 
                        Sonstige stadtklimaverträgliche standortgerechte Laubbaumarten wie z.B. Amberbaum,  
                        vorzugsweise jedoch heimische Arten. 
 
2.5.6.2               Laubbäume 2 . Wuchsordnung, Pflanzgröße: Hochstämme (3xv, m.DB.), 
                        Alleebäume mit Kronenansatz 2,2 m., Stammumfang > 16 - 18 cm
                        Sonstige stadtklimaverträgliche standortgerechte Laubbaumarten, vorzugsweise heimische Arten. 
 
                        Acer campestre  Feldahorn
                        Carpinus betulus  Hainbuche
                        Sorbus intermedia Schwedische Mehlbeere
 
2.5.6.3               Obstbäume, Pflanzgröße: Hochstämme (3xv, m.B. oder Con.), Stammumfang  >12-14 cm
                        - Geeignete Apfelsorten: z.B. Geflammter Kardinal, Jakob Fischer, Kaiser Wilhelm, Kaiser Alexander, 
                        Rote Sternrenette, Topaz 
                        - Geeignete Kirschensorten: z.B. Frühsorten wie Burlat, Merton Glory, Johanna 
                        - Geeignete Birnensorten: z.B. Gute Luise, Alexander 
 

2.10. Hinweise zum Schallschutz
 
2.10.1               - Die DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau" ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm und damit
                        bei der Bauausführung generell eigenverantwortlich durch den Bauantragsteller im Zusammen-
                        wirken mit dem zuständigen Architekten umzusetzen und zu beachten.
                        Bei den festgesetzten Bauschalldämm-Maßen handelt es sich um Mindestanforderungen nach der
                        DIN 4109.
 
                        - Die maßgeblichen Außenlärmpegel La für die Ableitung des notwendigen Gesamt-Bau-Schalldämm-
                        Maßes nach DIN 4109-1:2018-01 berechnen sich aus einer energetischen Addition der für das
                        Prognosejahr 2040 gemäß den Vorgaben der RLS-19 prognostizierten Straßenverkehrslärm-
                        beurteilungspegel und der prognostizierten Überschreitung an den mit Planzeichen _____________ 
                        gekennzeichneten Fassaden bzw. des tagsüber zulässigen Immissionsrichtwerts der TA Lärm sowie
                        unter Berücksichtigung der nach Kapitel 4.4.5 der DIN 4109-2:2018-01 ggf. erforderlichen Zuschläge
                        (z.B. für die erhöhte nächtliche Störwirkung für überwiegend zum Schlafen genutzte Räume.
 
                        - Aufgrund der Überschreitungen durch Gewerbelärm wurde bei der Ermittlung des Gesamt-Bau-
                        Schalldämm-Maßes R´w,ges entlang der mit Planzeichen _____________ gekennzeichneten Fassaden
                        anstatt des zulässigen Immissionsrichtwertes der TA Lärm die tatsächlich zu erwartende Immissions-
                        belastung wie folgt als Beurteilungspegel angesetzt:

                        Erdgeschoss (Ebene < 305,5 m ü.NN)
                        Nordfassade:                                       Lr, Gewerbe, Tag = 64 dB(A)
                        Westfassade:                                       Lr, Gewerbe, Tag = 64 dB(A)
  
                        1.Obergeschoss (Ebene >/= 305,5 m ü.NN)
                        Nordfassade:                                       Lr, Gewerbe, Tag = 63 dB(A)
 
                        2.Obergeschoss (Ebene >/= 305,5 m ü.NN)
                        Nordfassade:                                       Lr, Gewerbe, Tag = 62 dB(A)
 
                        - Im Rahmen der Harmonisierung der europäischen Normen gibt es neben der Einzahlangabe für
                        das bewertete Schalldämm-Maß so genannte Spektrum-Anpassungswerte "C". 
                        Beispielsweise: Rw (C;Ctr) = 37(-1;-3). Der Korrekturwert "Ctr" berücksichtigt den städtischen Straßen-
                        verkehr mit den tieffrequenten Geräuschanteilen. Es wird empfohlen, bei der Auswahl der Bauteile
                        darauf zu achten, dass die Anforderung mit Berücksichtigung des Korrekturwerts Crt erreicht wird.
 
                        - Die anlagenbedingten Lärmimmissionen von eventuell im Freien betriebenen kälte-, wärme- oder
                        lüftungstechnischen Geräten müssen an den maßgeblichen Immissionsorten in der Nachbarschaft
                        die geltenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm während der Tag- und Nachtzeit um mindestens
                        6 dB(A) unterschreiten und dürfen nicht tonhaltig sein.
                        Hinsichtlich der tieffrequenten Geräusche ist die DIN 45680 zu beachten.

                        - Mit dem Antrag auf Genehmigung zur Errichtung einer Anlage, zur Veränderung der Betriebsstätten
                        einer Anlage oder zur wesentlichen Veränderung in dem Betrieb einer Anlage ist eine schalltechnische
                        Untersuchung unter Berücksichtigung der Vorbelastung gemäß der Vorgaben der TA Lärm vorzulegen.

3. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
 
3.1.                   Dachform / Dachneigung
                        Zulässig sind: Flachdach
                        Flachdächer sind mit extensiver Begrünung auszubilden.
   
3.2                    Dacheindeckung:
                        dauerhaft glänzende Metalle und Bleidächer sind nicht zulässig
 
3.3                    Auskragende Bauteile, wie Balkone, etc. dürfen an den Fassaden Richtung Straßen und Nachbarn
                        nicht vor die Fassade treten.
                        Dachterrassen sind nur angrenzend an Fassaden zulässig und müssen von der Außenwand des 
                        darunterliegenden Geschosses zurückversetzt sein.
                        Dachterrassen auf Dachflächen über 315,5 ü.NN sind nicht zulässig.      
     
3.4                    Geländegestaltung:
                        Böschungen sind bis zu einer Höhe von max. 3,0 m zulässig und dürfen nicht steiler sein,
                        als 1:1. Sie müssen an  das ursprüngliche Gelände an der Grundstücksgrenze anschließen.
                        Böschungen sind gem. Pflanzliste 2.5.1 zu bepflanzen, Schotter- und Kiesflächen sind nicht
                        zulässig. 
 
3.5                    Stützmauern:
                        Stützmauern sind bis zu einer Höhe von 3,00m zulässig.
                        Sie müssen einen Grenzabstand von mind. 3,00 m haben.
  
3.6                    Einfriedungen:
                        Zulässig sind Holz-, Maschendraht- oder Stabgitterzäune Metall, Höhe bis max. 1,50 m.
                        Die Tore sind der Zaunart in Material und Konstruktion anzupassen. 
                        Zäune sind für Kleintiere (z.B. Igel) durchlässig zu gestalten. Ein Abstand zwischen Boden
                        und Zaunfeld von 3-5 cm ist einzuhalten. 

3.7                    Technische Dachaufbauten
                        Die maximale Höhe baulicher Anlagen darf durch technisch notwendige Dachaufbauten (zum
                        Beispiel Aufzugsüberfahrten, Lüftungsanlagen, eingehauste technische Anlagen und Klimageräte)
                        bis zu einer Höhe von 1,0m über dem oberen Bezugspunkt des errichteten Gebäudes überschritten
                        werden. Abweichungen hiervon sind zulässig, wenn die Aufbauten mit einer an die Fassaden-
                        gestaltung angepassten Einhausung versehen werden. Die Flächen der technischen Aufbauten darf in
                        in der Summe nicht mehr als 15% der Fläche der darunterliegenden Dachfläche betragen.
                        Ausgenommen von dieser Regelung sind Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie.    
                        Alle technischen Aufbauten müssen gegenüber den Außenwänden (Fassaden) des darunter
                        befindlichen Geschosses mindestens um 1,0m von der Außenkante des darunterliegenden Geschosses
                        zurückgesetzt sein. Abweichungen hiervon sind zulässig, wenn die Aufbauten mit einer an die
                        Fassadengestaltung angepassten Einhausung versehen werden.                  

4. Hinweise zu Denkmalschutz (Archäologie)
 
4.1                    Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich das Bodendenkmal Vicus des 
                        mittelkaiserzeitlichen Kastells "Boiodurum" mit Kastellbad. 
                        Für die Durchführung dieser Maßnahme und für Bodeneingriffe aller Art ist, für alle Bereiche
                        die noch nicht untersucht wurden, eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 DSchG notwendig,
                        die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde
                        zu beantragen.
   
4.2                    Der Antragsteller hat alle Kosten bei einer fachlichen Begleitung des Oberbodenabtrags und bei
                        einer Ausgrabungen zu tragen.
 
4.3                    Mit den bauseits erforderlichen Erdarbeiten darf erst begonnen werden, wenn die vorhandenen
                        Bodendenkmäler sachgerecht freigelegt, dokumentiert und geborgen wurden.
 
5. Hinweise zum Klimaschutz
 
5.1                    Empfohlene Maßnahmen zum Klimaschutz
                        - Luftreinhaltung und Klimaschutz: 
                          ◦Errichtung von energiesparenden Gebäude unter Ausnutzung und Minimierung des
                              Energieaufwandes
                          ◦Verwendung von bedarfsgerechten Heizungsarten mit erneuerbaren Energien 
                          ◦Verwendung von Fassadenbegrünung und Gründächern zur Verringerung von Heizbedarf
                              und Wärmeverlusten 
                          ◦Verwendung von Strom aus erneuerbaren Quellen 
                          ◦Energieeffizientes Bauen und stromeffiziente Ausstattung zur Verringerung des Strombedarfs 
                          ◦Neben dem Einbau von Energiespargeräten, ist der Einbau einer Gebäude-Lüftungsanlage mit 
                              Wärmerückgewinnung ratsam 
                          ◦Verwendung von nachhaltigen, ökologischen und regionalen Baustoffen mit möglichst geringem
                              Energieaufwand bei der Herstellung 
                                   ii.           Schadstofffreier Herstellung und Schadstofffreiheit 
                                   iii.          Wiederverwendbarkeit 
                                   iv.          Natürlicher heimischer Art 
                        - Sonnenschutzeinrichtungen an den Fassaden zur Vermeidung stromverbrauchender Klimaanlagen 
                        - Eine aktive Sonnenenergienutzung durch Solaranlagen für Brauchwassererwärmung und
                          Heizungsunterstützung sowie für Stromerzeugung und -nutzung (Photovoltaik) wird ausdrücklich
                          empfohlen
                        - Kombination von extensiver Dachbegrünung mit ergänzender heimischer Magerrasenvegetation
                          mit PV-Modulen zur Förderung der Biodiversität, des Wasserrückhalts und besserer Energieleistung
                          der Module.
                        - Hinweis auf Art. 44a BayBO
                        - Schutz des Wasserhaushalts 
                        - Regenwasserrückhaltung und Sparsamkeit bei der Verwendung von Trinkwasser berücksichtigen 
                        - Vielfältige und tierfreundliche Gestaltung der Grünflächen und Gartenanlagen mit heimischen 
                          insektenfördernden Pflanzen und einer extensiven Pflege. Vollständiger Verzicht auf Pestizede.  
                        - Um sowohl Heiz- als auch Kühlprozesse und dadurch einhergehend Energieverbräuche so gering
                          wie möglich zu halten, sollten die Gebäude und Anordnung der Räume und Fenster sinnvoll
                          ausgerichtet werden.
                        - Es wird empfohlen, neu versiegelte Flächen auf das unbedingt notwendige Maß zu begrenzen
                          und wenn möglich Flächen zu entsiegeln bzw. versickerungsfähig zu gestalten und Parkplätze mit
                          begrünten Fugen auszubilden.
                        - Ausbildung Parkplätze für Anwohner, Flur Nr. 284/1 (Fläche C)
                          Soweit möglich, sollte der ganze
                          Parkplatzbereich  abgesenkt und als Zwischenspeicher für Starkniederschläge genutzt werden;
                          in Abstimmung mit Denkmalschutz  
                        - Grünflächen/heimische und standortgerechte Bepflanzung sind aufgrund der Versickerungs-
                          möglichkeit, des positiven Einflusses auf den regionalen Wasserhaushalt, sowie Schaffung von
                          Lebensräumen für Flora und Fauna zu empfehlen
                        - Grünflächen und insbesondere Anpflanzungen von Bäumen sorgen für eine positive Auswirkung
                          des Mikroklimas, wie Verbesserung der Luftqualität und Abkühlung der Umgebungsluft. 
                          Letzteres ist vor allem in (dicht) bebauten Gebieten essentiell und trägt zum Wohlbefinden der
                          Bewohner bzw. vor Ort arbeitenden Personen erheblich bei - insbesondere in Anbetracht der
                          vermehrt aufkommenden Hitzeperioden.
                        - öffentlich zugängliche Stromlademöglichkeiten für PKW

6. Sortimentliste Stadt Passau
 
6.1                    Nahversorgungsrelevante Sortimente
                        - Blumen (Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Trockenblumen)
                        - Drogeriewaren inkl. Wach- / Putzmittel
                        - Kosmetika, Parfümerieartikel
                        - Nahrungs- und Genussmittel
                        - Papier-, Schreibwaren, Schulbedarf
                        - Pharmazeutika
                        - Zeitungen / Zeitschriften

1.6 Hinweise

1.6 Flächen für Ver- und Entsorgung

2.5.6.4               Laubsträucher, Pflanzgröße: Str 4-Triebe (2xv, o.B.), 60-100
                        Berberis vulgaris Berberitze
                        Cornus mas Kornelkirsche (v.a. wegen früher Blüte!)
                        Corylus avellana  Haselnuss
                        Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 
                        Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster
                        Rosa canina Hundsrose
                        Salix caprea Salweide
                        Sambucus nigra  Schwarzer Holunder
 
2.5.6.5               Kletterpflanzen, Coantainerware, Beispielsweise, nicht abschließend
                        Akebia Arten- Akebia
                        Clematis- Waldrebe in Arten und Sorten
                        Lonicera caprifolium- Jelängerjelieber
                        Lonicera x heckrotti Feuer-Geißblatt
                        Lonicera heryi-Immergrünes Geißblatt
                        Vitis vinifera- Weinrebe
 
2.5.6.6               Abstand zu unterirdischen Leitungen
                        Zu unterirdischen Leitungen sind bei Baumpflanzungen mind. 2,5 m Abstand einzuhalten. 

2.5.7                 Die Beleuchtung am Parkplatz auf Flur-Nr. 284/1 ist mit Bewegungsmelder auszustatten, um die
                        Beleuchtungswirkungen nachts zu reduzieren und Energie zu sparen 

2.5.8                 Die Oberflächen von Stellplätzen sind wasserdurchlässig zu gestalten.  

2.6 Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz,
     zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
  
2.6.1.                Beachtung Artenschutz und Förderung der Biologischen Vielfalt
 
2.6.1.1               Schutz von Brutvögeln: Die Fällung von Gehölzen und ggfs. notwendiger Rückschnitt dürfen nur 
                        außerhalb der Vogelbrutzeiten erfolgen. Eine Fällung bzw. ein Rückschnitt sind zwischen 
                        1. März. und 30. September nicht zulässig. 
 
2.6.1.2               Schutz von Fledermäusen: Um eine unbeabsichtigte Tötung oder Verletzung von Fledermäusen 
                        sicher zu vermeiden, darf der Abriss des Holzschuppens auf Flur Nr. 284/1 nur zwischen Anfang 
                        Dezember bis Ende März erfolgen. Vorkontrolle durch FaunaspezialistIn.
 
2.6.2.3               Schutz der Nachtinsekten und Fledermäuse vor schädlichen Lichtimmissionen:
                        Um die Anlockwirkung von Außenbeleuchtung für Nachtinsekten zu reduzieren und Fledermäuse 
                        nicht zu irritieren, sind Lichtquellen mit warmweißem Lichtspektrum zwischen 2.700 und 3.000 
                        Kelvin zu verwenden. Strahler dürfen nicht nach außen gerichtet und Bäume nicht von unten 
                        angeleuchtet werden. 
 
2.6.2.4               Förderung gebäudegebundene Tierarten
                        An den Gebäudefassaden werden mind. je 5 Quartiere für Mauersegler und Hausfledermäuse
                        angebracht. 
 
2.6.2.5               Ausgleich und Förderung Mauereidechsen - Planbereich A
                        Im Rahmen der Neugestaltung der Grünfläche mit den derzeitigen Regenrückhaltemulden an der 
                        Kapuziner Straße sind ausreichend Quartiere zur Förderung der vorhandenen Mauereidechsen 
                        mitzugestalten. 
 
2.6.3                 Schutz des Oberbodens:
                        Soweit vorhanden, ist Oberboden vor Beginn der Baumaßnahme in voller Stärke abzuschieben, 
                        in Mieten (max. Höhe 2,0 nach DIN 18915) zu lagern und zum Schutz vor Erosion mit Weidelgras 
                        oder Leguminosen anzusäen.

  
2.7 Ver- und Entsorgung
 
2.7.1                 Hinweis: Die Ver- und Entsorgung des Bebauungsgebietes ist sicherzustellen. 
  
2.7.2                 Entwässerung, allgemein:
                        Gem. §55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist das auf einem Grundstück anfallende Niederschlags-
                        wasser ortsnah zu versickern. Bei Neuanschlüssen wird daher grundsätzlich eine dezentrale
                        Beseitigung angestrebt. Ist eine Versickerung aus technischen Gründen nicht möglich, kann eine
                        Einleitung in den öffentlichen Kanal gestattet werden. Der Nachweis ist mit einem Sickertest zu
                        führen. Zur Vermeidung einer Überlastung der bestehenden Kanalisation hat die Einspeisung des
                        Oberflächenwassers jedoch gedrosselt zu erfolgen. Die erforderlichen Regenwasserrückhalte-
                        vorrichtungen sind auf dem Baugrundstück zu erstellen. Diesbezüglich sind die Entwässerungs-
                        planungen der jeweiligen Einzelbauvorhaben mit der Dienststelle 450 - Stadtentwässerung abzu-
                        stimmen. Die Bestimmungen der Entwässerungssatzung der Stadt Passau sind zu beachten und
                        einzuhalten. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist im Trennsystem herzustellen. Die weiteren
                        Details sind im Baugenehmigungsverfahren, bzw. Freistellungsverfahren ebenfalls mit der Dienst-
                        stelle 450 - Stadtentwässerung zu regeln. Wenn die befestigte Fläche des Grundstücks eine Größe
                        von 800 m² übersteigt, ist ein Überflutungsnachweis zu führen. Gegen Hang-/Oberflächenwasser ist
                        bei allen Bauvorhaben eigenverantwortlich entsprechende Vorsorge (objektbezogene Maßnahmen)
                        nach dem Stand der Technik von den Bauherrn zu tragen.
  
2.7.3                 Abwasser: Das anfallende Schmutzwasser ist in den öffentlichen Mischwasserkanal in der
                        Kapuzinerstraße einzuleiten. 
 

2.7.4                 Hinweis zu Oberflächenwasser: Zur Förderung der Verdunstung und Versickerung sowie zur
                        natürlichen Reinigung von Oberflächenwasser durch bewachsenen Boden sind bei Stellplätzen
                        soweit möglich wasserdurchlässige Beläge zu verwenden. 
                        Unbelastetes Oberflächenwasser der Gebäude-, Verkehrs- und sonstigen Sondergebietsflächen
                        ist, wie o.g., gedrosselt in einen Regenwasserkanal einzuleiten.
                        Belastetes Oberflächenwasser ist vor der Einleitung durch geeignete Maßnahmen zu klären
                        bzw. über den Schmutzwasserkanal abzuleiten.
 
2.7.5                 Hinweis zu Starkregenereignisse:
                        Der Leitgedanke neuer Wege der Siedlungsentwässerung ist ein naturnaher Umgang mit
                        Niederschlagswasser u. a. durch
                        - Abkopplung des Niederschlagswasser von der Mischwasserkanalisation, 
                        - Schaffung sogenannter Retentionsräume für Niederschlagswasser in Form von Regenrückhalte-
                          becken und -kanäle, Versicherungsbecken und -mulden,
                        - Gestaltung von Grünflächen als Mulden, so dass sie Niederschlagswasser aufnehmen und
                          zurückhalten, 
                        - Oberflächige Ableitung von Niederschlagswasser in Grabensystemen,
                        - Errichtung sogenannter Notwasserwege, die das oberflächig abfließendes Wasser bei Starkregen-
                          ereignissen aufnehmen und schadlos ableiten sowie freihalten entsprechender Abflusswege
                          von Bebauung, 
                        - Schaffung von Grün- und Wasserachsen zur Aufnahme von Niederschlagswasser,
                        - Gestaltung von Verkehrs- und Parkplatzflächen zur Aufnahme und Rückhaltung von 
                          Niederschlagswasser, z.B. als tiefergelegte Zwischenspeicher für Starkregen 
                        - Dezentrale Behandlung von Niederschlagswasser,
                        - Berücksichtigung einer naturnahen Niederschlagswasserbewirtschaftung bei allen
                          Neuerschließungen und Bebauungsplänen
                        - Gegen Hang-/Oberflächenwasser ist bei allen Bauvorhaben von den Bauherren eigenverantwortlich
                          entsprechende Vorsorge (objektbezogene Maßnahmen) nach dem Stand der Technik zu tragen.
                          Als Hilfestellung wird das DWA-Themenblatt "Starkregen und urbane Sturzfluten" empfohlen.
                        - Die Ergebnisse aus dem kommunalen Sturzflut-Risikomanagement sowie die Erkenntnisse des 
                          abgelaufenen Hochwassers von 2016 sind zu berücksichtigen.
                        - Der natürliche Ablauf von wild abfließenden Wasser darf dabei nicht zum Nachteil eines
                          Nachbargrundstückes verändert werden (§37 Abs. 1 WHG).

2.7.6                 Stromversorgung, Medien
                        Versorgungs- und Telefonleitungen sind unterirdisch zu verlegen.
                        Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Leitungen muss weiterhin gewährleistet bleiben.
 
2.7.8                 Flächen für Feuerwehr (insbesondere Zufahrten, Durchfahrten, Aufstellflächen, Bewegungs-
                        flächen, usw.) sind in ausreichendem Umfang vorzusehen. Dabei sind mindestens die
                        Anforderungen der "Richtlinien über die Flächen der Feuerwehr" (Stand Februar 2007)
                        einzuhalten. Die baulichen Anlagen müssen ganzjährig über ausreichend breite und tragfähige
                        befestigte Straßen bzw. Wege für Großfahrzeuge der Feuerwehr erreichbar sein. Die etwa
                        notwendige Anleiterbarkeit durch Hubrettungsfahrzeuge (Drehleiter) ist besonders zu
                        berücksichtigen.
 
2.7.9                 Überschwemmungsgebiet:
                        Der für eine hochwasserangepasste Bauweise zu berücksichtigende Wasserspiegel liegt bei
                        ca. 299,10 m ü.NN.
                        Für jede bauliche Maßnahme (Errichtung oder Erweiterung einer baulichen Anlage) im fest-
                        gesetzten Überschwemmungsgebiet ist ein wasserrechtliches Verfahren gem. § 78 Abs. 5 WHG
                        (Gesetz vom 31.07.2009; BGBI. I S. 2585) im Zuge der Bauvorlage erforderlich und vom Bauherrn
                        bei der Stadt Passau, Umweltamt, zu beantragen.
                        Die Regelungen der Überschwemmungsgebietsverordnung der 
                        Stadt Passau (Amtsblatt Nr. 23 der Stadt Passau vom 05.08.2015) sind zu beachten.

2.7.10               Abfallbehälterstandplätze und Trafoanlagen sind durch Sichtschutzelemente oder Eingrünung mit
                        Sichtschutzhecken aus Laubgehölzen so zu gestalten, dass der Blick auf die Behälter dauerhaft
                        abgeschirmt wird oder als Unterfluranlagen zu errichten.

2.7.11               Erforderliche Leitungsverlegungen sind nur mit Zustimmung des Versorungsträger zulässig und
                        gehen zu Lasten des Verursachers.
 
2.8 Werbeanlagen
  
2.8.1                 Werbeanlagen müssen nach Größe, Art, Gestaltung und Proportionalität so gestaltet sein,dass 
                        sie nicht verunstaltend wirken und auch das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild nicht 
                        verunstalten.
                        Selbstleuchtende Werbeanlagen sind nur am Gebäude unterhalb der Attika zulässig.
 
2.8.2                 Eine freistehende Werbeanlage ist an dem festgesetzten Standort für Werbeanlagen  W  zulässig.
                        Der Standort kann auf eigenem Grundstück in alle Richtungen bis zu 5 m verschoben werden.
                        Die freistehende Werbeanlage darf eine Höhe von 6 m über der nächstgelegenen öffentlichen
                        Straßenverkehrsfläche nicht überschreiten. Die Werbeanlage darf nicht zu einer Sicht-
                        beeinträchtigung im Ein-/Ausfahrtsbereich führen.
                        Selbstleuchtende Werbeanlagen sind als freistehende gemeinsame Firmen-Sammler auszuführen.
                        Unzulässig sind Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht, akustische Werbung, sowie
                        Laserwerbung, Skybeamer oder Ähnlichem.
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VERFAHRENSVERMERKE
Der Bebauungsplanentwurf vom 15.06.2023 mit der Begründung hat vom 21.07.2023 bis 30.08.2023
öffentlich ausgelegen.
Ort und Zeit der Auslegung wurden im Amtsblatt der Stadt Passau Nr. 21 vom 12.07.2023 bekannt gemacht.
Die Stadt Passau hat den Bebauungsplan mit Beschluss vom 09.10.2023 gemäß §10 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO
als Satzung beschlossen.

Passau, den 10.10.2023
STADT PASSAU

..............................................................
Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan wird gemäß §10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Stadt Passau Nr. 34 vom 11.10.2023 rechtsverbindlich.
Der Bebauungsplan mit Begründung liegt mit wirksamwerden der Bekanntmachnung zu Jedermanns Einsicht im
Amt für Stadtplanund während der Dienststunden bereit.

Passau, den 11.10.2023
STADT PASSAU

..............................................................
Oberbürgermeister
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H/B = 594 / 1540 (0.91m²) Allplan 2020


